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Verordnungsanpassungen zur Umsetzung der SIS-Verordnungen (EU) Nr. 2018/1860, 2018/1861 

und 2018/1862 (Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands) sowie zur Änderung des 

BGIAA; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zu den Verordnungsanpassungen zur Umsetzung der 

SIS-Verordnungen (EU) Nr. 2018/1860, 2018/1861 und 2018/1862 (Weiterentwicklungen des Schen-

gen-Besitzstands) sowie zur Änderung des BGIAA Stellung nehmen zu können.  

Aus Sicht des Schweizerischen Städteverbands, der die Städte, städtischen Gemeinden und Agglo-

merationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölkerung vertritt, sind die vor-

geschlagenen Anpassungen zu begrüssen, auch wenn den zuständigen Behörden dadurch ein gewis-

ser Mehraufwand entstehen wird. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Städteverband 

Präsident Direktorin 

Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz 

Stadtpräsident Solothurn 

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 
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